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Vor der nächsten Erweiterung -

Herausforderungen und Reformbedarf der EU

Von Rainer Schweickert

Dynamik oder Stillstand - wohin geht die Reise?

Die EU hat ein Wachstumsproblem. Nach dem zweiten Weltkrieg konnten
Europas Kernländer und insbesondere Deutschland den wirtschaftlichen Rück-
stand gegenüber den Vereinigten Staaten rasch aufholen. Die Konvergenz der
Pro-Kopf-Einkommen ging aber in den 80er Jahren zu Ende und kehrte sich
in den 90er Jahren sogar um. Entgegen deir Voraussagen der ökonomischen
Theorie, dass Länder mit einem geringen Einkommensniveau bei sonst gleichen
Bedingungen die Einkommenslücke zu den reicheren Ländern schließen, nahm
der Abstand zwischen Europa und den Vereinigten Staaten wieder zu (Cotis
2004).

In diesem Beitrag wird versucht, die Gründe hierfür und die Lösungsmög-
lichkeiten zu skizzieren. In den beiden nächsten Kapiteln steht zunächst die
„alte" Europäische Gemeinschaft (EU) im Blickpunkt. Diskutiert wird zunächst
die Lissabon-Initiative, in der die 15 alten EU-Mitgliedsländer beschlossen, der
EU neue Wachstumsimpulse zu geben. Es wird gezeigt, dass der Versuch, die
Mitgliedsländer zu aktivieren, weitgehend erfolglos war. Danach werden die Re-
formen vorgestellt, die im Sapir-Report zusammengefasst wurden — ein Versuch,
die EU neu aufzustellen.

Anschließend wird dann die Perspektive der EU-Erweiterung diskutiert. Als
Hoffnungsschimmer für die Wachstumsdynamik der EU müssen dabei die Kon-
vergenzerfolge der ehemaligen Transformations- und Beitrittsländer betrachtet
werden. Einen Engpass für ein langfristiges nachhaltiges Wachstum stellt aber
(immer noch) die institutionelle Entwicklung in den neuen Mitgliedsstaaten dar.
Die institutionellen Engpässe in den EU-Nachbarstaaten im Osten und im Süd-
osten sind jedoch ungleich schwerwiegender und könnten im Falle einer raschen
Erweiterung die EU belasten.

Nachhaltige wirtschaftliche Dynamik, so das Fazit, kann sich in Europa nur
entfalten, wenn der Reformprozess in den Kernländern an Schwung gewinnt
und in den neuen und potentiellen Mitgliedsländern fortgesetzt wird. Ob die
Kernländer, vor allem Deutschland, diesen Erwartungen gerecht werden können,
muss zur Zeit eher skeptisch beurteilt werden.

Die Lissabon-Initiative - die Mitgliedsländer aktivieren

Als Reaktion auf die unbefriedigenden Wachstumsergebnisse im Vergleich zu den
Vereinigten Staaten hob die EU die Lissabon-Initiative aus der Taufe. Im März
2000 beschloss der EU-Rat in Lissabon das strategische Ziel, bis zum Jahr 2010
die wettbewerbsfähigste und dynamischste wissensbasierte Volkswirtschaft der
Welt zu werden. Dabei sollte nachhaltiges Wachstum mit besseren Jobs und einer
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größeren Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse einhergehen. Konkret wurden
nur wenige Ziele festgelegt. Bis 2010 sollte die allgemeine Beschäftigungsquote
von 61 auf 70 Prozent und die der Frauen von 51 auf 60 Prozent steigen. Die
Erwartung wurde in den Schlussfolgerungen des Rats von Lissabon festgehalten,
dass die Umsetzung aller Maßnahmen bei einem stabilen makroökonomischen
Umfeld zu einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 3 Prozent führen sollte.
Eine Vielzahl von Maßnahmen wurde aufgelistet, mit deren Hilfe dieses am-
bitionierte Ziel erreicht werden sollte: die Erleichterung des Übergangs zur
Informationsgesellschaft, die Stimulierung von Forschung und Entwicklung, die
Unterstützung von mittelständischen Unternehmen, die Vervollständigung des
einheitlichen Marktes, die Sicherstellung von fiskalischer Stabilität, die Moderni-
sierung des europäischen Sozialmodells durch bessere Bildung und Ausbildung,
eine aktive Beschäftigungspolitik und die Modernisierung des sozialen Siche-
rungssystems (Europäische Kommission 2004).

Seit dem Beschluss von Lissabon hält der Rat Frühjahrstreffen ab, bei denen
es explizit um die Fortschritte bei der Umsetzung der Lissabon-Strategie geht
(Gros und Mortensen 2004). 2002 wurde beim Frühjahrstreffen in Barcelona
zusätzlich vereinbart, die Ausgaben für Forschung und Entwicklung bis 2010 auf
3 Prozent des BIP zu steigern. Dabei sollten mindestens zwei Drittel auf den
Privatsektor entfallen. Um ein besseres Umfeld für diese privaten Investitionen zu
schaffen, forderte die Kommission in ihren Broad Economic Guidelines (BEPGs)
Anreize für Investitionen in Forschung und Entwicklung und stabile Fiskal-
politiken.

Bei der vorläufig letzten Bestandsaufnahme im März 2004 in Brüssel stellte
der Rat fest, dass die 2000 gesetzten Ziele sehr ambitioniert und deren Um-
setzung bisher eher durchwachsen war und forderte ein höheres Reformtempo,
um so die für 2010 gesteckten Ziele noch zu erreichen. Die Bundesregierung
stellt in ihrer Halbzeitbilanz fest: ,,Die Strategie zur Erreichung dieses Zieles
(„Lissabon-Strategie") hat seit dem Jahr 2000 viele richtungsweisende Entschei-
dungen für die Zukunftsfähigkeit Europas auf den Weg gebracht. In Deutschland
spielt die Agenda 2010 eine vergleichbare Rolle ... Mit dem Fortschreiten der
Lissabon-Strategie wurde aber auch zunehmend klar, dass zum Erreichen der
Kernziele auf europäischer und nationaler Ebene eine Neuausrichtung und Kon-
zentration der Reformbemühungen unerlässlich sein würden" (Bundesregierung
2004: 1).

Etwas deutlicher wird die Kommission in ihrem Bericht zur Frühjahrsta-
gung 2004: ,,... es wird aber deutlich herausgestellt, dass die Maßnahmen auf
der Ebene der Union nur einen Teil der Maßnahmen bilden, die erforderlich
sind, um die Lissabon-Strategie zum Erfolg zu führen. Außerdem wird her-
vorgehoben, dass viele Reformen und Investitionen, die in der Verantwortung
der Mitgliedsstaaten stehen, noch umzusetzen sind" (Europäische Kommission
2002: 2).

Dies ist nun eine Einsicht, die aus ökonomischer Sicht nur unterstrichen wer-
den kann. Aus dem Befund heraus, das wirtschaftliche Wachstum bliebe hinter
dem der Vereinigten Staaten eventuell dauerhaft zurück, haben die Staats- und
Regierungschefs derEU-15 in Lissabon sich vorgenommen, nicht nur das Wirt-
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Schaftswachstum über das US-Niveau hinaus anzuheben, sondern auch noch eine
Vielzahl anderer Ziele wie Nachhaltigkeit und Sozialverträglichkeit zu realisie-
ren. Dabei war von vorneherein klar, dass die EU selbst nicht über entsprechende
Mittel verfugt, diesen umfangreichen Zielkatalog auch umzusetzen. Mehr noch:
Die Forderung, dass mehr Aufgaben zu mehr Finanzmitteln fuhren sollten, wird
von den Nettozahlern in der EU, allen voran Deutschland, mit schöner Regel-
mäßigkeit abgeschmettert.

Dabei ist die Strategie der Staats- und Regierungschefs durchaus ökono-
misch plausibel. Je umfangreicher der Zielkatalog, umso weniger dramatisch
ist eine Zielverfehlung beim eigentlichen Ziel: mehr Wachstum. Je stärker
der Focus auf eine EU-Wachstumsstrategie, umso geringer die Verantwortung
für die einzelnen Mitgliedsstaaten. Dabei ist klar, dass die Umsetzung in den
einzelnen Mitgliedsstaaten erfolgen muss. Diese haben sich aber durch die
Lissabon-Strategie nicht gebunden. Hier beruht der Druck auf eine Umset-
zung lediglich über ein relativ schwach ausgeprägtes „peer pressure", d.h. dar-
auf, dass einzelne Mitgliedsstaaten, die wenig zur Zielerreichung beitragen, sich
der Kritik der anderen Mitgliedsstaaten bzw. der Öffentlichkeit stellen müssen.
Das kann aber bei der schwammigen Formulierung der Ziele und der Mittel
kaum greifen.

Entsprechend muss man feststellen, dass seit der Verabschiedung der Lissabon-
Initiative und kurz vor der Halbzeit ihrer Laufzeit wenig bzw. nichts erreicht
wurde. Die Abbildungen 1 bis 3 zeigen das BIP sowie seine Komponenten
Arbeitsproduktivität und Beschäftigung jeweils Rir das Jahr 2003 (horizontale
Achse) und die Veränderung im Zeitraum von 1999 bis 2003 (vertikale Achse).
Die Linien in der Grafik zeigen den Vergleich mit den Vereinigten Staaten. Aus
Abbildung 1 wird deutlich, dass sich am grundsätzlichen Wachstumsproblem der
EU-Staaten seit Lissabon nichts geändert hat. Immer noch ist das Pro-Kopf-
Einkommen in den Vereinigten Staaten deutlich höher. Das durchschnittliche
Wachstum lag zwar für die EU-15 geringfügig über dem US-Niveau. Dies gilt
aber nicht für die Kernländer Deutschland, Frankreich und Italien, die in den
letzten Jahren weiter zurückgefallen sind. Die Wachstumsraten in den neuen Mit-
gliedsländern lagen deutlich über denen der EU-15 mit Ausnahme von Irland,
Spanien und dem Vereinigten Königreich.

Abbildung 2 zeigt, dass die Wachstumsschwäche der EU-Länder in erster Linie
das Resultat einer geringeren Arbeitsproduktivität ist: Von allen EU-Ländern
hat nur Luxemburg eine höhere Arbeitsproduktivität als die Vereinigten Staaten;
die durchschnittlichen Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität lagen sowohl
für den Durchschnitt der EU-15 als auch Rir den der EU-25 unter dem der
Vereinigten Staaten; Ausnahmen unter den alten EU-Ländern sind wiederum
Irland und das Vereinigte Königreich sowie — von einem niedrigeren Niveau —
Griechenland.

Ein etwas anderes Bild ergibt sich bei der Beschäftigung gemessen als Beschäf-
tigungsquote (Abbildung 3). Hier lagen mehrere EU-Länder — das Vereinigte
Königreich, Schweden, Niederlande, Dänemark — über dem US-Niveau. Au-
ßerdem zeigen die Veränderungen der Beschäftigungsquoten Rir den Zeitraum
1999 bis 2003, dass Europa hier aufholt. Allerdings sind viele EU-Staaten noch



Vor der nächsten Erweiterung — Herausforderungen und Reformbedarf der EU 2 2 5

Abbildung 1:

BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten in den Vereinigten Staaten und in der EU

1999-2003 (EU-25=100)
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Quelle: Eurostat (2005); eigene Berechnungen.

se - Schweden
uk - Vereinigtes Königreich
cz - Tschechien
ee - Estland
cy - Zypern
lv - Lettland
lt - Litauen
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mt - Malta
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deutlich unter der 70-Prozentmarke, die im Rahmen der Lissabon-Strategie
angestrebt wird.

Festzuhalten ist: Bei der Beschäftigungsquote bleibt noch erheblicher Nach-
holbedarf und bei der Arbeitsproduktivität fällt Europa weiter zurück. Dies
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Abbildung 2:

Arbeitsproduktivität j e Beschäftigten in den Vereinigten Staaten und in der EU ;1

1999-2003 (EU-25=100)
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Quelle: Eurostat (2005); eigene Berechnungen.

verdeutlicht für die EU-15 noch einmal ein langfristiger Vergleich mit den
Vereinigten Staaten (Abbildung 4). Die Säulen zeigen die Differenz der durch-
schnittlichen Wachstumsraten in den drei Fünfjahreszeiträumen 1990—1995,
1995-2000 und 2000-2005. Die Wachstunisraten der Vereinigten Staaten lie-
gen in allen Zeiträumen gut einen Prozentpunkt höher als die Wachstumsraten
Europas. Wie die eingezeichneten Linien zeigen, war dies bei einer sinken-
den Differenz beim Beschäftigungsvvachstums die Konsequenz eines im Trend
steigenden Produktivitätsvorsprungs der Vereinigten Staaten. Hier liegt also
das Kernproblem Europas, auf das sich eine Wachstumsstrategie konzentrieren
sollte.

In einer Studie von Daveri (2004) werden die Gründe für die Unterschiede in
der Produktivitätsentwicklung analysiert. Aus Abbildung 5 geht hervor, dass der
Grund für eine höhere Arbeitsproduktivität in den Vereinigten Staaten im Ver-
gleich zu den vier größten EU-Ländern (Deutschland, Frankreich, Vereinigtes
Königreich, Italien) bei der Kapitalbildung zu suchen ist. Sowohl bei den allge-
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Abbildung 3:
Beschäftigungsquote in den Vereinigten Staaten und in der EU11 1999—2003

Veränderung 2003/1999 (Prozentpunkte)
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Quelle: Eurostat (2005); eigene Berechnungen.

meinen Produktivitätsfaktoren (total factor produetivity; TFP) und der Qualität
der Arbeitskräfte hatten die vier EU-Länder in der zweiten Hälfte der 90er Jahre
noch einen geringen Vorsprung. Abbildung 6 zeigt die dramatischen Verände-
rungen, die im Vergleich zum Zeitraum 1979 bis 1995 zugunsten der Vereinigten
Staaten stattgefunden haben. Während in den vier EU-Ländern im Durchschnitt
zwei Komponenten der Arbeitsproduktivität, die Kapitalbildung und die Qualität
der Arbeitskräfte, rückläufig sind, verzeichnen die Vereinigten Staaten sowohl bei
der Kapitalbildung als auch bei den allgemeinen Produktivitätsfaktoren deutliche
Steigerungsraten. In allen Bereichen haben die vier EU-Länder ihren einstigen
Vorsprung eingebüßt.

Eine Erklärung für diese dramatischen Veränderungen kann man dann se-
hen, dass Europa sich in einer neuen Phase seiner wirtschaftlichen Entwicklung
neu orientieren muss (Gros und Mortensen 2004). Nach dem zweiten Welt-
krieg basierte der Aufholprozess auf der konsequenten Übernahme des neuesten
technologischen Standards, der vor allem von den Vereinigten Staaten bestimmt
wurde. Um mitzuhalten muss Europa nun unter den Bedingungen der Globa-
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Abbildung 4:

Differenz im Wirtschaftswachstum und seinen Komponenten zwischen den Ver-
einigten Staaten und der EU-153 1990-2005

2,0 -i

-0 ,5"

- l , 0 J

1990-1995

] Reales Wachstum

1995-2000 2000-2005

- Arbeitsproduktivität — — Beschäftigung

Quelle: DG Economic and Financial Affairs (zit. nach Gros und Mortcnsen 2004); eigene Berech-
nungen.

lisierung zunehmend selbst innovativ sein und neue Technologien produzieren.
Dazu müssten die Investitionen in Forschung und Entwicklung steigen und ef-
fizient eingesetzt werden. Dies dürfte vor allem durch steigende Investitionen
der Unternehmen in Forschung und Entwicklung möglich sein. Folglich ist die
Forderung des Frühjahrstreffens in Barcelona, die Ausgaben für Forschung und
Entwicklung auf 3 Prozent des BIP zu steigern, einerseits richtig und andererseits
schwer umzusetzen.

Eine europäische Wachstumsstrategie würde erheblich an Glaubwürdigkeit
gewinnen, wenn sie sich auf die Umkehr des Trends bei der Produktivitäts-
entwicklung konzentrieren und dies als langfristiges Ziel formulieren würde.
Staatliche Investitionen in Infrastruktur und Netzwerke bewirken wohl eher ein
Strohfeuer, wenn sie nicht in ein Wettbewerbsumfeld eingebettet werden, das die
richtigen Anreize für die Unternehmen setzt, in den EU-Ländern zu investieren.
Dazu gehören unter anderem die Steuerpolitik und die Bildungspolitik — zwei
Bereiche, in denen vor allem die kontinentalen Kernländer der EU international
nicht gut abschneiden.

Kurzfristig ist es eher realistisch, die vorhanden Ressourcen zu mobilisie-
ren und die Erwerbsbeteiligung von Frauen und älteren Arbeitnehmern zu
erhöhen. Soll dadurch die Produktivität nicht sinken, ist wiederum eine um-
fassende Bildungs- und Weiterbildungsstrategie gefordert. Für all dies gilt:
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Abbildung 5:
Wachstum der Arbeitsproduktivität und ihrer Komponenten in den Vereinigten
Staaten und der EU-4a 1995-2000 (Prozent)
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' EU-4 = Deutschland, Frankreich, Italien, Vereinigtes Königreich.
Productivity.

Quelle: Daveri (2004); eigene Berechnungen.

— b TFP = Total Facfc

Europa kann nur so gut sein wie seine Mitgliedsländer. Wie bereits ausgeftihrt,
hat die Lissabon-Initiative jedoch wenig Bindungskraft für die Mitgliedslän-
der - nicht zuletzt aufgrund des zu umfassenden Zielkatalogs, der es schwie-
rig macht, die Fortschritte der einzelnen Länder festzuhalten und öffentlich zu
diskutieren.

Dies wurde auch im Zwischenbericht zur Lissabon-Strategie festgestellt, der
im November 2004 unter der Leitung des ehemaligen niederländischen Minis-
terpräsidenten Kok erstellt wurde: „External events since 2000 have not hel-
ped achieving the objectives but the European Union and its Member States
have clearly themselves contributed to slow progress by failing to act on much
of the Lisbon strategy with sufficient urgency. This disappointing delivery is
due to an overloaded agenda, poor coordination and conflicting priorities"
(Kok 2004:6).'

' Immerhin hat die EU in der Zwischenzeit aus einer umfangreichen Liste von Strukturindi-
katoren eine Kurzliste erstellt, die über die nächsten Jahre unverändert bleiben soll und die eine
bessere Bewertung von Fortschritten erlaubt (Kok 2004: Tabellen XI—X3).
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Abbildung 6:

Veränderung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität in den Vereinigten
Staaten und EU-4a 1979/95-1995/00 (Prozentpunkte)
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a EU-4 = Deutschland, Frankreich, Italien, Vereinigtes Königreich. — TFP = Total Factor
Productivity.

Quelle: Daveri (2004); eigene Berechnungen.

Der Sapir-Report — die EU neu ausrichten

Die Lissabon-Initiative richtet sich also vor allem an die Mitgliedsländer. Was
kann die EU tun, um sich besser aufzustellen? Dies war Gegenstand der Eva-
luierung durch eine weitere Kommission unter Leitung des Ökonomen Andre
Sapir. Der Sapir-Report macht folgende Vorschläge für wachstumsorientierte
Strategien (Sapir et al. 2003: 127—150 [Übersetzung des Autors]):

— Den Binnenmarkt vollenden: Ein dynamischer Binnenmarkt ist das zentrale Ele-
ment einer europäischen Wachstumsstrategie. Hier wurden erhebliche Fort-
schritte in den Gütermärkten erzielt. Dagegen ist die Integration bei Dienst-
leistungen und Netzwerkindustrien noch begrenzt. Die Vollendung des ein-
heitlichen Marktes braucht aber nicht nur ein Mehr an Integration, sondern
auch eine bessere Regulierung, um den Markteintritt zu erleichtern und einen
Risikokapitalmarkt zu entwickeln. Außerdem sollte die Mobilität von Arbeits-
kräften innerhalb der EU sowie in die EU erleichtert werden.

— Mehr in Wissen investieren: Die Integration der EU-Märkte für Güter, Dienst-
leistungen und Kapital ist nur ein erster Schritt. Innovation, die Haupttrieb-
kraft für Wachstum, braucht nicht nur ein dynamisches Wettbewerbsumfeld,
sondern auch größere Investitionen in Wissen. Die Finanzierung von Inno-
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vation und Forschung durch die EU kann hier einen signifikanten Beitrag
leisten.

— Die makroökonomischen Rahmenbedingungen verbessern: Die durch die Wirtschafts-
und Währungsunion und die gemeinsame Währung erreichte Preisstabilität
sollte konsolidiert werden. Dazu müssten einige Elemente der Makropoli-
tik verändert werden. Die monetären und fiskalischen Rahmenbedingungen
der europäischen Währungsunion sollten über die Konjunkturzyklen symme-
trischer gestalten werden. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt sollte stärker
auf die langfristige Stabilität der Staatsfinanzen abstellen, indem er sowohl
die expliziten als auch die impliziten Verbindlichkeiten der Mitgliedsländer
in die Beurteilung der nationalen Staatsbudgets einbezieht. Die politischen
Rahmenbedingungen der europäischen Währungsunion müssen durch eine
bessere Koordinierung der Euroländer gestärkt werden.

- Die Konvergenz- und Strukturpolitiken neu ausrichten: Die unterentwickelte insti-
tutionelle Kapazität der neuen Mitgliedsländer behindert ihre Möglichkeiten,
vorteilhafte EU-Politiken zu implementieren oder, in einigen Fällen, die fi-
nanzielle und technische Hilfe durch die EU in vollem Umfang in Anspruch
zu nehmen. Dadurch kann der Aufholprozess verzögert werden. Deshalb sollte
sich die Unterstützung durch die EU wie in der Beitrittsphase auf die Ver-
besserung der Institutionen konzentrieren. Außerdem sollten Strukturverän-
derungen unterstützt werden.

Eine detaillierte Diskussion dieser Vorschläge würde den Rahmen dieses Bei-
trags sprengen, zumal nicht alle Vorschläge unstrittig sind. Hier also nur einige
Anmerkungen zu den ersten drei Vorschlägen. Auf die EU-Erweiterung und
die Bedeutung der institutionellen Entwicklung wird weiter unten gesondert
eingegangen.

Die Vollendung des Binnenmarktes ist vor allem Sache der Mitgliedsländer,
die hier ihre Souveränitätsrechte abtreten müssen." Ein wichtiger Punkt bei der
Bewertung der EU-Politik ist daher kurzfristig die Wettbewerbsaufsicht über den
einheitlichen Binnenmarkt, soweit er bisher besteht. Die Aufsicht über wettbe-
werbsbeschränkende Vereinbarungen zwischen Unternehmen, die den Handel
zwischen den Mitgliedsstaaten beeinträchtigen, gehört seit der Gründung der Eu-
ropäischen Union (EU) zu den wichtigsten Kompetenzen der EU-Kommission.
Die zu beobachtende Weiterentwicklung der europäischen Wettbewerbsregeln
seit der Verabschiedung der Römischen Verträge verdeutlicht das Bemühen der
Kommission, die Kompetenzen für die Wettbewerbsaufsicht mehr und mehr
von der nationalen auf die supranationale Ebene zu verlagern. Dieses Zentrali-
sierungsbestreben findet ein abruptes Ende in einer im Dezember 2003 verab-
schiedeten EU-Richtlinie, in der eine Abschaffung des supranationalen Notifi-
zierungssystems für die Absprachen zwischen Unternehmen zum 1. Mai 2004
beschlossen wurde. An die Stelle der grundsätzlichen Vorabkontrolle von Unter-
nehmensabsprachen ist ein dezentrales Konzept der Missbrauchsaufsicht durch

~ Die Bundesregierung listet hier folgende Bereiche mit Reformbedarf auf: Energie-, Finanz-
und Rüstungsmärkte, Zahlungsverkehr, Dienstleistungen, EU-Vertragsrecht und Unternehmungs-
besteuerung (Bundesregierung 2004).
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nationale Wettbewerbsbehörden, nationale Gerichte und betroffenen Unterneh-
men getreten, das von einem möglichen rückwirkenden Verbot von Absprachen
ausgeht.

Aus der Sicht der ökonomischen Theorie des Föderalismus spricht daher vieles
gegen die vorgenommene Abkehr von der Vorabkontrolle (Stehn 2004). Denn
die grundlegende Schwachstelle der Reform ist im Gegensatz zu ihren Vorzügen
unübersehbar: Erst wenn sich jemand beschwert, nehmen sich die Wettbewerbs-
hüter des Falles an. Oder anders ausgedrückt: Erst wenn „das Kind in den Brun-
nen gefallen" ist, reagieren die (nationalen) Behörden. Gerade in Zeiten eines
sich stetig intensivierenden intraindustriellen Wettbewerbs kann der Zeitvor-
sprung, den eine Missbrauchsaufsicht im Gegensatz zu einer Vorabkontrolle den
weniger gesetzestreuen Unternehmen bietet, ausreichend sein, monopolistische
Marktnischen auf Kosten anderer Wettbewerber zu besetzen, deren Monopolren-
ten bei einem späteren Zugriff der Missbrauchsaufsicht längst vereinnahmt sind.
Liegt das Hauptmotiv für die Dezentralisierungsvorschläge in der Tat in einer
Arbeitsüberlastung der Kommission, so sollte die Problemlösung bei der Ursache
ansetzen und eine Verbesserung der Personalausstattung der Wettbewerbsdirek-
tion angestrebt werden. Dies könnte vorrangig dadurch erreicht werden, dass die
Europäische Kommission ihre Aktivitäten auf die wesentlichen (wettbewerbs-
und handelspolitischen) supranationalen Aufgabenfelder konzentriert und von
der Aneignung zusätzlicher Zuständigkeiten auf Gebieten, die (wie etwa die
Beschäftigungs- und Sozialpolitik) nach allen ökonomischen Effizienzkriterien
in die Kompetenz der nationalen Ebene fallen sollte, Abstand nimmt.

Bei der Förderung der innovativen Kräfte schlägt der Sapir-Report konkret
vor, eine europäische Agentur für Wissenschaft und Forschung zu gründen, pri-
vate Investitionen in Forschung und Entwicklung durch Steuerkredite zu fördern
und die Struktur des schmalen Budgets der EU zu verändern und die kappen
Mittel in einen Wachstumsfond, einen Umstrukturierungsfond und einen Kon-
vergenzfonds zu leiten. Bisher stehen hier die Regional- und Agrarpolitik im
Mittelpunkt. Die gegenwärtige Mittelvergabe ist aus ökonomischer Sicht nicht
zu begründen (Stehn 2002).

Aus der Sicht der ökonomischen Theorie des Föderalismus gibt es kaum
ein Argument für supranationale Zuständigkeiten in der Regionalpohtik. Denn
externe Effekte, die von der Politik einer Körperschaft auf das Wohlfahrtsniveau
der Bewohner benachbarter Körperschaften ausgehen und die des Ausgleichs
bedürfen, um die AJlokation nicht zu verzerren, sind in ihrer Wirkung räumlich
meist recht begrenzt.

Allerdings enthält die EU-Regionalpolitik auch ein starkes redistributives Ele-
ment im Hinblick auf die Differenzen in den Pro-Kopf-Einkommen der Mit-
gliedsländer. Die Pro-Kopf-Förderung der Strukturfonds nimmt mit sinkendem
Pro-Kopf-Einkommen der Mitgliedsstaaten zu. Die Strukturfonds zielen also ne-
ben einer Förderung wirtschaftlich rückständiger Regionen auch auf einen Fi-
nanzausgleich zwischen ärmeren und reicheren Ländern in der EU ab. Steht das
Umverteilungsziel im Vordergrund, so besteht aus der Sicht der ökonomischen
Theorie des Föderalismus kein Zweifel, dass die Verantwortung für die Ausge-
staltung und Durchsetzung des Umverteilungssystems auf der supranationalen
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Ebene anzusiedeln ist. Denn im Falle eines dezentralen Umverteilungssystems
würden Mitgliedsstaaten einen Anreiz haben, als Trittbrettfahrer zu agieren und
so negative externe Effekte für die Mitgliedsstaaten auslösen, die sich gemäß den
Regeln verhalten.

Es stellt sich allerdings die Frage, ob das Ziel des regionalen Ausgleichs auf dem
Weg der Anwendung der Strukturfonds der EU und der sonstigen Instrumente
effizient verfolgt werden kann oder ob dies besser auf anderem Weg geschehen
sollte. Denn auch die Instrumente, mit denen das Konvergenzziel verfolgt wird,
müssen dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit unterliegen. Angesichts des Verwal-
tungsaufwandes, der sowohl auf EU-Ebene als auch in den Mitgliedsstaaten und
deren Regionen im Zusammenhang mit der Formulierung und Durchführung
von Gemeinschaftsprogrammen getrieben werden muss, erscheint eine aktive
EU-Regionalpolitik als die teurere Alternative gegenüber einem horizontalen
Finanzausgleich zwischen den Mitgliedsstaaten. Zudem dürften ungebundene
Finanztransfers den Bewohnern einer geförderten Region ein höheres Wohl-
fahrtsniveau ermöglichen als verwendungsgebundene Übertragungen, weil sie
den Transfer ihren Präferenzen gemäß verwenden können.

Die Effektivität einer aktiven Regionalpolitik der EU dürfte unter den gege-
benen Bedingungen bei einer Osterweiterung der EU weiter gemindert werden.
Denn die Strukturprobleme der künftigen Beitrittsländer werden sich kaum
durch das bestehende Raster der Struktur- und Kohäsionsfonds erfassen lassen.
Die Notwendigkeit einer dezentralen Entscheidungsfindung über die geeig-
neten strukturpolitischen Maßnahmen wird daher durch eine Osterweiterung
verstärkt."

Das Ziel der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU ist es, die Einkommen
der europäischen Landwirte durch ein Netzwerk von Garantiepreisen, direk-
ten Kompensationszahlungen und Handelsbarrieren gegenüber Anbietern aus
Drittländern zu sichern. Das strenge ökonomische Subsidiaritätsprinzip bietet
keine Argumente für eine Zentralisierung von Landwirtschaftssubventionen auf
der supranationalen Ebene. Falls grenzüberschreitende Externalitäten durch eine
nationale Subventionierung des Agrarsektors ausgelöst werden, wäre es aus-
reichend, Agrarsubventionen in die allgemeine Beihilfenaufsicht der EU zu
integrieren. Die grundsätzliche Verantwortung für die Förderung des Agrar-
sektors sollte daher auf die nationale Ebene verlagert werden. Eine graduelle
Reformstrategie sollte zumindest auf zwei Stützpfeilern ruhen: Erstens sollten
die Stützungspreise der EU graduell auf Weltmarktniveau reduziert werden, so
dass Exportkontrollen und Angebotsregulierungen nicht länger erforderlich sind.
Zweitens sollten die Kompensationszahlungen an Landwirte unabhängig von der
Produktion gewährt und zeitlich befristet werden.

Eine Reduzierung der Stützungspreise ist der einzige Weg in Richtung auf
einen fundamentalen Abbau der Exportsubventionen. Eine Senkung der Ex-
portsubventionen wiederum entlastet nicht nur den EU-Haushalt im Zuge einer
Osterweiterung, sondern stellt auch eine notwendige Bedingung dafür dar, dass
die europäischen Landwirte im Westen und Osten Europas an dem zukünfti-

Für eine umfassende Analyse der europäischen Infrastrukturpolitik vgl. Sichelschmidt (2005).
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gen Wachstum der Weltmärkte für Agrarprodukte partizipieren können. Dies
dürfte insbesondere für die mittel- und osteuropäischen Länder von Bedeutung
sein, da diese Länder im Falle weiterer Produktivitätssteigerungen in der Lage
sein dürften, ihren Weltmarktanteil erheblich auszubauen. Auch aus der Sicht der
Neumitglieder im Osten Europas ist daher eine Reduzierung der Stützungspreise
im Hinblick auf die künftige Entwicklung des Agrarsektors ökonomisch sinnvoll.
Über eine Senkung der Stützungspreise hinaus sollten die Kompensationszah-
lungen zeitlich befristet werden. Denn die einzige ökonomische Rechtfertigung
für die Zahlungen besteht darin, dass sie den Landwirten eine Anpassungshilfe
für den Rückzug aus der Agrarproduktion gewähren.

Bei der Forschungsforderung durch die EU gibt es gute Gründe für die Ver-
mutung, dass nicht alle Erträge der privaten Forschung internalisierbar sind und
die grenzüberschreitenden Erträge neuen Wissens umso stärker ins Gewicht fal-
len, je marktferner die Forschungsarbeiten sind. Supranationale externe Erträge
sind am ehesten bei der Grundlagenforschung zu vermuten, deren Ergebnisse
häufig nicht patentierbar sind und deren kommerzieller Nutzen oftmals weit
in der Zukunft liegt. Die private Forschungstätigkeit dürfte unter diesen Be-
dingungen geringer als gesamtwirtschaftlich erwünscht ausfallen, und nationale
Regierungen werden kaum bereit sein, jene Erträge über ihre Forschungsförde-
rung mitzufinanzieren, die in anderen Ländern anfallen. In diesem Fall sollte die
Kompetenz zur Förderung der Grundlagenforschung supranationalen Organen
übertragen werden. Dies gilt jedoch nur für die Bereitstellung der notwendi-
gen finanziellen Mittel. Entscheidungen über die Auswahl der zu fördernden
Projekte sollten auf nationaler oder regionaler Ebene gefällt werden, da kaum
zu erwarten ist, dass die Präferenzen bei der Forschungs- und Technologie-
förderung in den verschiedenen Regionen der EU übereinstimmen. Für eine
supranationale Förderung der marktnahen, angewandten Forschung gibt es hin-
gegen keine ökonomischen Argumente. Da die Erträge aus der Entwicklung
kommerziell verwertbarer neuer Produkte weitgehend den Verursachern zufal-
len, kann hier grundsätzlich der Sinn einer staatlichen Förderung bezweifelt
werden.

Häufig wird darauf verwiesen, dass einige Länder den Informationsfluss über
grundlegende Forschungs- und Entwicklungsergebnisse behindern. Da das
Grundlagenwissen eine •wichtige Voraussetzung für eine erfolgreiche angewandte
Forschung darstellt, kann ein solches Kartellverhalten in der Grundlagenfor-
schung den beteiligten Unternehmen einen Wettbewerbsvorsprung auf innova-
tiven Produktmärkten verschaffen. Um zu verhindern, dass eine nationalstaatliche
Forschungsförderung negativen externen Effekten dieser Art Vorschub leistet, ist
eine supranationale Aufsicht über Subventionen im Bereich der Forschungsför-
derung unabdingbar.

Grundsätzlich ergibt sich also, wenn man die Theorie des fiskalischen Födera-
lismus zur Richtschnur nimmt, dass auf der EU-Ebene weniger die Finanzierung
als vielmehr eine effiziente Regulierung gefordert ist. Knappe Mittel sollten also
in den Ausbau dieser regulierenden Funktionen fließen. Darüber hinaus besteht
in eingeschränktem Umfang eine Begründung für die Finanzierung spezifischer
Projekte. Der Vorschlag des Sapir-Reports geht hier in die richtige Richtung,
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indem er die Umwidmung der Mittel aus den Regional- und Agrarfonds fordert
(vgl. auch Pelkmans und Casey 2004: 19-20):

— Ein Wachstumsfonds sollte in den Bereichen Forschung und Entwicklung
sowie Infrastruktur eine Katalysatorfunktion spielen. Sinnvoll wäre dies aber
nur bei Vorliegen eines Konzepts, das die supranationalen Aufgaben definiert.

— Ein Strukturanpassungsfonds sollte sich an Menschen statt an Sektoren oder
Regionen orientieren. Bildungsangebote und Starthilfen konnten dabei durch-
aus weiter in den Agrarsektor fließen. Es würde jedoch keine Tätigkeit in
diesem Sektor subventioniert, und so würden Anpassungsprozesse verzögert.

— Ein Konvergenzfonds würde ergänzend für einen horizontalen Finanzausgleich
sorgen. Alternativ könnte dies über die Beiträge zur EU geregelt werden.
Die Länder, die solche Zahlungen erhalten, könnten diese entsprechend ihren
Präferenzen verwenden.

Die makroökonomischen Rahmenbedingungen in der EU werden neben der
Währungsunion vor allem vom Stabilitäts- und Wachstumspakt bestimmt. Die-
ser Pakt leidet an zwei „Geburtsfehlern". Der erste Geburtsfehler besteht in der
Motivation für seine Inkraftsetzung. Vor der Gründung der europäischen Wäh-
rungsunion bestanden vor allem in Deutschland Bedenken, die Abschaffung der
D-Mark könnte zu einem Vertrauensverlust führen, weil einige Teilnehmer an
der Währungsunion den Wert der neuen Währung durch übermäßige Verschul-
dung aushöhlen könnten. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt sollte ein Defizit-
kriterium für den Eintritt in die Währungsunion von 3 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) festschreiben. Dies ist aber nur notwendig, wenn man davon
ausgeht, dass der Kapitalmarkt Schuldenprobleme nicht hinreichend sanktioniert,
dass in den Mitgliedsländern eine Präferenz zur Lösung des Schuldenproblems
über eine Geldentwertung besteht, dass die nationalen Zentralbankgouverneure
im Rat der Europäischen Zentralbank (EZB) diese Präferenzen auch durchsetzen
wollen und dass sie aufgrund der Mehrheitsverhältnisse im EZB-Rat dazu auch
in der Lage sind (Schweickert 1996).

Der zweite Geburtsfehler war, dass man, um die Aufweichung des ursprüngli-
chen Pakts zu verschleiern und Ausnahmebedingungen zu formulieren, den Zu-
satz „Wachstum" in den geplanten Stabilitätspakt integriert hat. Dennoch wurde
der Fokus auf die Vermeidung von Defiziten beibehalten. Der Sapir-Report weist
zu Recht daraufhin, dass man, wenn eine antizyklische Fiskalpolitik bei einem
im Durchschnitt ausgeglichenen Staatshaushalt das Ziel ist, eine symmetrische
Ausgestaltung anstreben sollte. Die Staatshaushalte der EU-Länder müssten dann
bei durchschnittlichem Wachstum ausgeglichen sein. Grundsätzlich machen die
Vorschläge für eine symmetrische Ausgestaltung — unabhängig von der Frage, ob
sie durchsetzbar sind — Sinn, wenn man daran glaubt, dass man die Einhaltung
einer antizyklischen Fiskalpolitik europaweit regulieren muss. Noch mehr Sinn
macht hier allerdings der Vorschlag, eine langfristige Betrachtungsweise zugrunde
zu legen.

Aussagekräftiger ist deshalb das Verschuldungskriteriuni — im Maastricht-
Vertrag auf das damalige durchschnittliche Verschuldungsniveau von 60 Prozent
des BIP festgelegt. Es bezieht den Schuldenstand in der Ausgangssituation mit ein
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Abbildung 7:
Staatsverschuldung in der EU a 1999-2003
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'' Abkürzung der Länder: siehe Abbildung 1.

Quelle: Eurostat (2005); eigene Berechnungen.

und ist deshalb langfristiger auf eine Solvenzbetrachtung angelegt. Hier befinden
sich fünf EU-Länder im roten Bereich, d.h., sie weisen einen zu hohen und au-
ßerdem zunehmenden Schuldenstand auf (Abbildung 7). Neben Malta, Zypern
und Griechenland sind dies die EU-Kernländer Deutschland und Frankreich.

Das Verschuldungskriterium ist noch gewichtiger, wenn man berücksichtigt,
dass eine zentrale Herausforderung an die europäischen Wohlstandsgesellschaften
in den kommenden Jahrzehnten der Alterungsprozess und die damit verbundenen
fiskalischen Belastungen sein wird.

Abbildung 8 zeigt die Veränderung des Altersquotienten in der EU-15. Der
Anteil der Bevölkerung über 65 an der Bevölkerung zwischen 15 und 64 (Er-
werbsbevölkerung) verdoppelt sich bis 2040 auf nahezu 50 Prozent. Nach Pro-
gnosen der EU (EPC 2001) wird dies dramatische Folgen Rir die Belastungen
des Staatshaushalts durch Rentenzahlungen und im Rahmen der Gesundheits-
versorgung haben. Insgesamt ergibt sich hieraus, dass von 2000 bis 2040 die
Gesundheitsausgaben um 1,6 Prozent des BIP (von 5,0 auf 6,6 Prozent) und die
Rentenausgaben bei der ungünstigsten Prognose um 4,2 Prozent des BIP (von



Vor der nächsten Erweiterung — Herausforderungen und Reformbedarf der EU 237

11,8 auf 15,9 Prozent) steigen werden. Dies bedeutet eine zusätzliche Belas-
tung von fast 6 Prozent des BIP. Anders gerechnet müsste der Staatshaushalt bei
heutigen Belastungen einen Überschuss von 6 Prozent aufweisen, um bei den
zusätzlichen demographisch bedingten Belastungen noch ausgeglichen zu sein.

Abbildung 8:

Altersquotient in der EU 2000-2050 (Prozent)
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Quelle: EPC (2001: Tabelle A7-5); eigene Berechnungen.

Tabelle 1 macht deutlich, dass der demographische Wandel Deutschland und
die EU erheblich mehr belasten wird als die Vereinigten Staaten. Lag der Al-
tersquotient der EU im Jahr 2000 noch lediglich 3,6 Prozentpunkte über US-
Niveau, so wird er sich auf über 50 Prozent erhöhen und somit der Abstand zu
den Vereinigten Staaten dann 16,4 Prozentpunkte betragen. Dramatischer wird
der demographische Wandel nur Japan betreffen. Die günstigere Altersstruktur
der neuen EU-Mitglieder hilft dagegen langfristig kaum, den Altersquotienten
zu verbessern.

Tabelle 1:

Altersquotienten im internationalen Vergleich (Prozent)

Japan
Vereinigte Staaten
Deutschland
EU-15
EU-28

2000

25,1
18,8
24,2
24,4
21,5

2025

47,0
29,3
39,4
36,1
31,9

2050

64,6
34,6
52,9
51,0
48,5

Quelle: US Census via Internet <http://www.census.gov/ipc/w\vw/idnew.html> (zit. nach
Gros 2004: Tabelle 1.2).
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Tabelle 2:

Szenario Rir die Entwicklung der Rentenausgaben aufgrund des demographi-
schen Wandels'1 2000 und 2050 (in Prozent des BIP)

2000 2050

EU 10,4 13,3
Gros I 12,9 25,8
Gros II 12,9 50,0

11 EU: sinkende Renten, Verlängerung der Lebensarbeitszeit; Gros I: Ressourcentransfer im Status
quo; Ausgangspunkt für 2000 sind private und staatliche Rentenzahlungen; Gros II: Rentner
behalten ihre relative Einkommcnsposition.

Quelle: Gros (2004: 1 1 und Tabelle 1.3).

Außerdem ist zu bedenken, dass die Prognosen der EU immer noch auf ver-
gleichsweise günstigen Annahmen beruhen (Gros 2004; Tabelle 2). Sie gehen
von weiter sinkenden Renten und der weiteren Verlängerung der Lebensar-
beitszeit aus. Schon wenn man annimmt, beim Ressourcentransfer der privaten
und staatlichen Rentenversicherungen würde der Status quo erhalten bleiben,
ergeben sich erheblich größere Belastungen. Geht man gar davon aus, dass die
Rentner ihre relative Einkommensposition behalten — gegenwärtig liegt diese
im Durchschnitt der Erwerbsbevölkerung —, so ergibt sich ein Finanzbedarf von
50 Prozent des BIP, der von staatlichen und privaten Quellen gespeist werden
müsste. Deshalb wäre es dringend geboten, rechtzeitig einen Kapitalstock aufzu-
bauen, um die Staatskassen in der Zukunft zu entlasten. Auf jeden Fall müssten
die implizit in der Rentenversicherung eingegangenen Verpflichtungen des Staa-
tes in die Beurteilung der Nachhaltigkeit der Haushaltspolitik mit eingehen, wie
dies z.B. im Sapir-Report gefordert wird.

Die Konvergenz der neuen Mitgliedsländer — ein Hoffnungsschimmer?

Aus der Sicht der EU hängt die Frage, ob die neuen Mitgliedsländer und po-
tentielle Beitrittsländer helfen können, die Dynamik des Wachstums des euro-
päischen Wirtschaftsraumes zu erhöhen, von deren Konvergenz ab. Auf der
Tagung des Europäischen Rates von Kopenhagen im Juni 1993 wurde der
Beschluss gefasst, dass die Beitrittskandidaten politische Stabilität als Garantie
für eine demokratische und rechstaatliche Ordnung, die Wahrung der Men-
schenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten vorwei-
sen müssen {politisches Kriterium). Darüber hinaus setzt die Mitgliedschaft in
der EU voraus, dass die Kandidaten die aus der Mitgliedschaft erwachsenen
Verpflichtungen übernehmen und sich die Ziele der Politischen Union sowie
der Wirtschafts- und Währungsunion zu Eigen machen (rechtlich-institutionelles
Kriterium oder Übernahme des Gemeinsamen Besitzstandes (Acquis Commun-
autaire)). Im Hinblick auf die wirtschaftlichen Kriterien, welche die Beitrittsreife
der Kandidatenländer definieren, sind in Kopenhagen zwei Schwerpunkte gesetzt
worden:
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- das Bestehen einer funktionsfähigen Marktwirtschaft und
- die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der

EU standzuhalten.

Vor der Osterweiterung der EU wurde in einer Untersuchung des Instituts
für Weltwirtschaft die Konvergenz der Beitrittskandidaten bezüglich der wirt-
schaftlichen Kriterien von Kopenhagen gemessen (Foders et al. 2002). Die Idee
bei diesem IfW-Beitrittsindikator war, die damaligen Beitrittskandidaten mit den
vier EU-Referenzländern mit dem niedrigsten Pro-Kopf-Sozialprodukt (Grie-
chenland, Irland, Portugal und Spanien) zu vergleichen.

Um zu Indikatoren für die Kriterien zu gelangen, wurden drei Bereiche
definiert:

- ordnungspolitische und rechtlich-institutionelle Rahmenbedingungen,
- makroökonomische Stabilität und Kapitalmarktentwicklung sowie
- Außenhandelsintegration und Faktorausstattung.

Die Rangfolgen aus den Untersuchungen in den einzelnen Bereichen wie
auch die sich daraus ergebende Rangordnung der Länder bezogen auf den IfW-
Beitrittsindikator werden in Tabelle 3 wiedergegeben. Der IfW-Beitrittsindikator
zeigt, dass nun Tschechien besser abschnitt als der Durchschnitt der EU-Refe-
renzländer. Die acht Kandidatenländer Estland, Litauen, Malta, Polen, die Slowa-
kei, Slowenien, Ungarn und Zypern erzielten einen höheren Rang als Griechen-
land, das EU-Referenzland mit den schlechtesten Werten. Somit musste diesen
neun Ländern die Erfüllung der Wirtschaftskriterien von Kopenhagen beschei-
nigt werden.

Drei Beitrittskandidaten erreichten nicht die Beurteilung Griechenlands. Bei
diesen drei Ländern — Bulgarien, Lettland und Rumänien — musste davon ausge-
gangen werden, dass sie die Wirtschaftskriterien von Kopenhagen zum Untersu-
chungszeitpunkt noch nicht erfüllten. Von diesen Ländern ist jedoch im letzten
Jahr lediglich Lettland zusammen mit den baltischen Nachbarstaaten in die EU
aufgenommen worden.

Außerdem muss das Abschneiden der neuen Mitgliedsstaaten vor dem Hin-
tergrund der Transformation von sozialistischen Planwirtschaften zu Marktwirt-
schaften in einem relativen kurzen Zeitraum bewertet werden. Der Aufholprozess
und damit die Dynamik in diesen Ländern ist also beträchtlich und kann dem
europäischen Wirtschaftsraum zugute kommen. Die Defizite vor dem Beitritt
bestanden vor allem bei der Faktorausstattung und der institutionellen Entwick-
lung. Gerade eine breit definierte institutionelle Entwicklung wird jedoch als
zentral für eine dauerhafte wirtschaftliche Dynamik angesehen.

In den letzten Jahren hat es eine Reihe von Beiträgen gegeben, die gezeigt
haben, dass nicht nur die wirtschaftlichen, sondern auch die politischen Insti-
tutionen für das langfristige Wachstum von zentraler Bedeutung sind. Aus den
bisher vorgelegten empirischen Studien zum Zusammenhang zwischen insti-
tutioneller und wirtschaftlicher Entwicklung ergibt sich ein recht eindeutiges
Bild (Schweickert und Thiele 2004): Die institutionelle Qualität erweist sich
als wichtige erklärende Variable für internationale Entwicklungsunterschiede
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Tabelle 3:
Rangfolge der Länder bezogen auf den IfW-Beitrittsindikator

Länder Ordnungspoli tische
und rechtlich-
institutionelle

Rahmenbedingungen

Makroökononnschi
Stabilität und
Kapitalmarkt-
entwicklung

Außenhandels-
integration als

Faktorausstattimg

Rang

IfW-Beitritts-
indikator

Summe Rang

Irland
Spanien
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1
7
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3
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1
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1
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1
2
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3,5

5
6
7
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Quelle: Foders et al. (2002).

(Edison 2003; Rodrik 2003). Einige Arbeiten legen sogar nahe, dass institu-
tionelle Defizite die einzige fundamentale Ursache ausbleibender Entwicklungs-
erfolge sind (Acemoglu et al. 2001; Easterly und Levme 2002; Rodrik et al.
2002). Langfristige Unterschiede im Entwicklungsniveau werden demnach im
Wesentlichen durch Institutionen determiniert, während kurz- bis mittelfristige
Wachstumsunterschiede auch auf andere Faktoren wie die Wirtschaftspolitik zu-
rückzuführen sind. Dieses Ergebnis ist in dem Sinne zu interpretieren, dass ohne
hinreichende institutionelle Absicherung „gute" Wirtschafts- und Sozialpolitik
über einen längeren Zeitraum nicht durchführbar ist bzw. deren Wirksamkeit
konterkariert wird, weil sie nicht für dauerhaft gehalten wird. Umgekehrt zeigt
sich kein direkter positiver Einfluss des Entwicklungsniveaus auf die institutio-
nelle Qualität (Kaufmann und Kraay 2002), d.h., es kann nicht damit gerechnet
werden, dass sich die Institutionen im Laufe des Entwicklungsprozesses quasi au-
tomatisch an die gestiegenen Ansprüche einer stärker differenzierten Ökonomie
anpassen.

Ein indirekter Effekt ergibt sich jedoch über die Bildung von informellen
Institutionen, d.h. Normen und Mentalitäten, die häufig unter dem Begriff
„Sozialkapital" zusammengefasst werden. Insbesondere zeigen Inglehart et al.
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(2001), dass ein höheres Entwicklungsniveau die Wertvorstellungen zu einem
höheren Gewicht der „Selbstverwirklichung" verändert und dieses wiederum
den Prozess der Demokratisierung beschleunigt. Ein schnelles Aufholen bei der
institutionellen Entwicklung in den Beitrittsländern würde also den wirtschaftli-
chen Aufholprozess direkt und indirekt über die Bildung von Sozialkapital bzw.
gemeinsamen Wertvorstellungen begünstigen.

Die Europäische Union würde dadurch sowohl in wirtschaftlicher als auch in
politischer Hinsicht homogener und gemeinsame Entscheidungen wären leichter
zu erreichen (Gawrich und Schweickert 2004). Für Europa wäre dies von zen-
traler Bedeutung, denn Europa wird nicht nur größer und ehrgeiziger, sondern
auch immer heterogener.

Vergleicht man diverse Ländergruppen von Mitglieds-, Beitritts- und Nicht-
beitrittsstaaten, so zeigt sich deutlich, dass Europa immer heterogener wird,
was das Einkommensniveau und die Wertvorstellungen betrifft. Dies galt schon
aufgrund der Süderweiterung in den 1980er Jahren und der aktuellen Oster-
weiterung (Abbildung 9). Dabei ist die Wertvorstellung „Selbstverwirklichung"
zwar eng mit der Einkommensentwicklung verknüpft, gerade in den kleineren
Beitrittsstaaten ist diese Wertvorstellung jedoch unterproportional ausgeprägt.
Unkorreliert mit der Einkommensentwicklung ist dagegen eine säkular-rationale
Wertvorstellung. Sowohl in den südlichen EU-Ländern als auch in den Kern-
ländern des Erweiterungsgebietes und in den Ländern der Schwarzmeerregion
finden sich eher traditionelle Werte. Dagegen setzen die Menschen in den Län-
dern, die sich aus der Sowjetunion bzw. aus Jugoslawien gelöst haben, sehr stark
auf rationale statt auf traditionelle Werte.

Ob die institutionelle Entwicklung der aktuellen und potentiellen Beitritts-
länder angemessen ist, die Herausforderungen des Integrationsprozesses zu be-
wältigen, zeigt ein Vergleich mit dem Stand der institutionellen Entwicklung
in der EU-15 bzw. in den Ländern der Süd- und Osterweiterung anhand der
Governance-Indikatoren der Weltbank (Schweickert 2004).

Dabei handelt es sich jeweils um die Aggregation einzelner veröffentlichter In-
dizes, die nach einem Gewichtungsschema zu den sechs institutionellen Indizes
aggregiert werden. Die sechs erwähnten Teilindikatoren sind Querschnittsanaly-
sen zufolge in etwa gleichbedeutend für die wirtschaftliche Entwicklung (Kauf-
mann et al. 2003; Kaufmann und Kraay 2002) und können drei institutionellen
Aspekten zugeordnet werden:

— legislative Institutionen (bürgerliche und politische Rechte, politische Stabili-
tat),

— administrative Institutionen (Effektivität der Administration, Qualität der Re -
gulierungen),

— indikative Institutionen (Rechtsstaatlichkeit, Bekämpfung von Korruption).

Die Ergebnisse für alle in Abbildung 9 aufgeführten Länder des europäischen
Raums bzw. für alle sechs von der Weltbank erhobenen Einzelindikatoren sind in
Tabelle 4 wiedergegeben. Aus den absoluten Werten ergibt sich auch die absolute

Zu den Indizes, Gewichtungen und Aggregationen vgl. Gawrich und Schweickert (2004).
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Abbildung 9:

Die EU und ihre Nachbarn auf dem Balkan und am Schwarzen Meer — Ein-
kommen und Wertvorstellungen zu Beginn des 21 .Jahrhunderts (bevölkerungs-
gewichtete Durchschnitte)11

[n(jex • Bruttoeinkommen pro Kopf
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a Hier wie im Folgenden bleiben die beiden Mittelmeerstaaten Zypern und Malta als Vergleichs-
gruppen unberücksichtigt.

Quelle: Weltbank (2003); WVS (2004); eigene Berechnungen.

Qualität der Institutionen, die von der Weltbank auf einer Skala von —2,5 bis
+2,5 bewertet wurde. Im Folgenden wird jedoch vor allem auf den innereuropäi-
schen Vergleich abgestellt, d.h., der Entwicklungsstand in verschiedenen Länder-
gruppen der EU-25 dient als Maßstab (Benchmark) Rir die Bewertung der Ent-
wicklung in den europäischen Ländern am Schwarzen Meer und auf dem Balkan.

Abbildung 10 zeigt diesen Vergleich der institutionellen Entwicklung zwischen
den europäischen Ländergruppen. Die Ländergruppen sind, wie in Abbildung 9,
nach dem bevölkerungsgewichteten, durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen
in Kaufkraftparitäten geordnet. Diese Anordnung verdeutlicht den von der em-
pirischen Literatur herausgestellten Zusammenhang zwischen Institutionen und
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Tabelle 4:
Die Ergebnisse der Governance-Indikatoren der Weltbank flir europäische Län-
der bzw. Ländergruppen'' 2002

Gesaint-
indikator

Durch-
schnitt11

Spaltennr, (1)-(6)

Legislative

Durch-
schnitt11

(D+P)

Bürger-
liche und
politische
Rechte

(1)

Politi-
sche

Stabi-
lität

(2)

Exekutive

Durch-
schnitt1'

(3)+(4)

Effekti-
vität der
Verwal-

tung

(3)

Qualität
der

Regulie-
rungen

(4)

Judikativt

Durch-
schnitt11

(5)+(6)

Rechts-
staatlich-

keit

(5)

Bekämp-
fung von
Korrup-

tion

(6)

EU-15
EU-Süd
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien
Italien
Irland
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Deutschland

BS-G5
Polen
Slowakien
Slowenien
Tschech. Republik
Ungarn

BS-Baltikutn
Estland
Lettland
Litauen

BS-SM
Bulgarien
Rumänien

NBS-Balkan
Albanien
Bosnien
Jugoslawien
Kroatien
Mazedonien

NBS-SM
Moldawien
Türkei
Ukraine

1,41
1,21
1,45
1,82
1,94
1,29
0,86
1,64
0,93
1,56
1,82
1,83
1,64
1,31
1,80
1.27
1,58

0,75
0,69
0,63
0,99
0,81
0,96

0,72
0.94
0,64
0,69

0,07
0,26
0,01

-0,48
-0.52
-0.73
-0.70

0.29
-0,48

-0,40
-0.43
-0.26
-0.59

1,16
1,07
1,21
1.49
1.67
1.01
0,94
1,14
0,96
1,36
1,48
1.50
1.31
1,37
1,54
1,03
1,29

0,96
0,91
0,97
1,16
0,96
1,13

0,92
1,02
0,87
0,91

0,44
0,56
0,40

-0,32
-0,26
-0,54
-0,55

0,51
-0,61

-0,40
-0,21
-0,54
-0.23

1,37
1,22
1.44
1.72
1.70
1.29
1,05
1,47
1.11
1.40
1.41
1,63
1,32
1.31
1.65
1,24
1,51

1,07
1.11
0.92
1.10
0.90
1.17

0,93
1.05
0,91
0,89

0,43
0,56
0,38

-0,08
-0.04
-0,25
-0,20

0.46
-0.29

-0,51
-0.30
-0.47
-0.59

0,95
0,92
0,97
1,26
1,63
0,73
0,83
0,81
0.81
1,31
1,54
1,37
1,29
1.43
1,43
0,82
1,06

0,85
0,71
1,01
1,21
1,02
1,08

0,90
0,98
0,82
0,93

0,46
0,56
0,42

-0,57
-0,47
-0,83
-0,90

0,56
-0,93

-0,30
-0,12
-0,61

0,14

1,55
1,35
1.63
1.87
1.97
1,46
0,96
1,89
1.03
1.63
1.98
2.01
1.73
1,25
1.77
1,47
1,68

0,74
0,64
0.58
0.82
0,91
1.00

0,84
1.07
0.77
0.80

-0 ,03
0,28

-0,15

-0,49
-0.42
-0.92
-0.67

0.19
-0,25

-0,32
-0.40
-0.06
-0.68

1,61
1,32
1,85
1.99
2.01
1,67
0,79
2.03
0,91
1,62
2,13
2,14
1,79
1.03
1,84
1,53
1,76

0,64
0,61
0,40
0,82
0,70
0,78

0,66
0,78
0,67
0,61

-0,26
-0,06
-0,33

-0,53
-0,47
-0,90
-0,73

0,19
-0,39

-0,43
-0,63
-0,20
-0.74

1,48
1,37
1.40
1,74
1.93
1.25
1.13
1.75
1,15
1,64
1.83
1.87
1.67
1.47
1.70
1.41
1.59

0,83
0.67
0.76
0.81
1.12
1.21

1,01
1,35
0.86
0.98

0,19
0.62
0.04

-0,44
-0.37
-0.93
-0.60

0.19
-0.10

-0,21
-0,17

0,08
-0.62

1,51
1,20
1,51
2.12
2,19
1,39
0,69
1.89
0,81
1,70
2,00
1,99
1,88
1,32
2,09
1,31
1,78

0,56
0,52
0,34
0,99
0,56
0,75

0,41
0,73
0.28
0,37

-0,19
—0,06
-0,23

-0,64
-0,89
-0.74
-0.88

0,17
-0,57

-0,48
-0,69
-0,19
-0.88

1,45
1,11
1,45
1.97
1.99
1,33
0.79
1.81
0.82
1.72
2.00
1.83
1,91
1,30
1.92
1,15
1.73

0,70
0.65
0.40
1.09
0,74
0.90

0,53
0,80
0,46
0,48

-0 ,08
0,05

-0.12

-0,70
-0,92
-0.88
-0,95

0.11
-0.41

-0,34
-0.49

0.00
-0,79

1,57
1,29
1.57
2,26
2,39
1,45
0,58
1.97
0,80
1,67
2,00
2.15
1.85
1,33
2,25
1,46
1,82

0,43
0,39
0,28
0,89
0,38
0.60

0,28
0,66
0,09
0,25

-0,30
-0,17
-0,34

-0,58
-0,85
-0,60
-0,80

0,23
-0,73

-0,63
-0,89
-0,38
-0.96

3 Zur Definition der Ländergruppen siehe Abbildung 2; Werte für die Ländergruppen ergeben sich aus den bevölkerungs-
gewichteten Durchschnitten. — b Einfacher Durchschnitt der angegebenen Spalten.

Quelle: Kaufmann et al. (2003); eigene Berechnungen.
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Abbildung 10:
Die EU und ihre Nachbarn auf dem Balkan und am Schwarzen Meer — institu-
tionelle Entwicklung 2002 (bevölkerungsgewichtete Durchschnitte)

-1,0 J

EU-15 EU-Süd BS-G5 BS-Baltikum BS-SM NBS-Balkan NBS-SM

• Gesamtindex £3 Legislative D Exekutive QJudikative

Quelle: Kaufmann et al. (2003); eigene Berechnungen.

wirtschaftlicher Entwicklung. Wie das Einkommen, so ist auch die Qualität der
Institutionen in der EU-15 am höchsten und in den Nichtbeitrittsländern am
niedrigsten.

Es wird auch deutlich, dass die EU schon durch die gerade vollzogene Erwei-
terung in institutioneller Hinsicht heterogener wird. Wahrend die Länder der in
den 1980er Jahren vollzogenen Süderweiterung ihre institutionellen Rückstände
weitgehend aufgearbeitet haben, ist die Qualität der Institutionen in den Ländern
der aktuellen Erweiterungsrunde noch deutlich niedriger. Dies gilt grundsätz-
lich für alle Dimensionen der institutionellen Entwicklung. Abbildung 10 zeigt
auch, dass das institutionelle Niveau in den verbleibenden Beitrittsländern Bul-
garien und Rumänien (BS-SM) international bestenfalls befriedigend und im
europäischen Maßstab noch unzureichend ist. Verwundern muss deshalb, dass
die Europäische Kommission in ihren Fortschrittsberichten den beiden Ländern
die Erfüllung der politischen Kriterien bereits attestiert hat (siehe unten).

Noch deutlicher sind allerdings die Rückstände in den beiden Ländergruppen
der Nichtbeitrittsländer auf dem Balkan und am Schwarzen Meer, die im Rah-
men der „Wider Europe"-Initiative der EU als Nachbarländer eine besondere
Beziehung zur EU bekommen sollen. Insbesondere die Balkanländer weisen
aufgrund der noch nicht vollständig bewältigten Disintegrationsprozesse und
der damit verbundenen gewalttätigen Auseinandersetzungen und dem z.T. noch
nicht abgeschlossenen „nation building" noch überdurchschnittlich schwach ent-
wickelte Institutionen auf.

Neben diesen Belegen für den empirischen Zusammenhang zwischen Insti-
tutionen und wirtschaftlicher Entwicklung ergibt sich aus Abbildung 1.0 auch,
dass in allen Ländergruppen, die bisher vom Beitrittsprozess erfasst wurden, die
Entwicklung; der legislativen Institutionen weiter entwickelt ist als die der exe-
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kutiven und der judikativen Institutionen. Dies könnte darauf hinweisen, dass im
Rahmen der Kopenhagen-Kriterien vor allem die formale Einführung eines in-
stitutionellen Rahmenwerks überprüft wird. Aber die Umsetzung in der Praxis,
die vor allem von der Administration und von der Justiz geleistet werden muss,
hinkt noch hinterher.

Der Rückstand bei den administrativen und judikativen Kapazitäten ist bei
den neuen Mitgliedsländern einerseits Indiz für eine legalistische Sichtweise,
die ihren Ausdruck in der Forderung nach vollständiger Umsetzung des Acquis
Communautaire findet. Er ist jedoch andererseits auch Ausdruck einer opti-
mistischen Sicht der Kommission: Die Osterweiterung ist politisch gewollt. Für
den Erweiterungsprozess bedeutet dies, dass Probleme bei der Umsetzung der
Integration in der folgenden Zeit nicht ausgeschlossen werden können. Gerade
hierbei ist die Administration und die Justiz gefordert. Probleme, die sich hier in
den nächsten Jahren zeigen, könnten direkte Wirkungen auf die Bewertung des
Beitrittsprozesses in Rumänien und Bulgarien sowie auf neue Verhandlungen
mit Kroatien und der Türkei bzw. deren Aufnahme haben.

Dabei können Aufholprozesse auch im institutionellen Bereich in relativ kur-
zer Zeit stattfinden. Dies zeigt das Beispiel der Slowakei, die sich nach einer
radikalen politischen Kehrtwende Ende der 90er Jahre mit erfolgversprechen-
den wirtschaftlichen Perspektiven in die EU eingegliedert hat (Schweickert und
Sikulova 2004). Auch unter den nächsten Beitrittskandidaten gibt es mit Kroa-
tien ein Beispiel für schnelle Konvergenzerfolge. Trotz der bürgerkriegsbedingten
ungünstigen Ausgangsposition hat das Land bei den legislativen und exekutiven
Institutionen zu Bulgarien aufgeschlossen; die judikativen Institutionen werden
von den Weltbank-Indikatoren sogar besser bewertet als in allen anderen Nicht-
EU-Ländern (vgl. Tabelle 4).

Für die institutionelle Homogenität der EU und letztlich auch für die wirt-
schaftliche Dynamik, die von neuen Mitgliedsländern ausgehen kann, sind also
weitere institutionelle Reformen unbedingt notwendig und — wie die Beispiele
Slowakei und Kroatien zeigen — machbar. Ohne eine Fortsetzung dieses Re-
formprozesses vor allem im exekutiven und judikativen Bereich könnten sich für
das Zusammenwachsen Europas, für die Kosten des politischen Einigungspro-
zesses und für die Perspektiven für aufholendes Wachstum - also letztlich auch
für die wirtschaftliche Dynamik des europäischen Wirtschaftsraums — erhebliche
Belastungen ergeben.

Fazit

Als Fazit kann man nach dieser Diskussion der Wächstumsperspektiven für die
EU vier Schlüsse ziehen:

— Mehr Wachstum erfordert mehr Investitionen in Bildung sowie in Forschung
und Entwicklung. Anzumerken ist, dass dieses „mehr" nicht nur quantitativ
zu verstehen ist, sondern auch qualitativ.

- Die knappen Mittel der EU sollten gezielt eingesetzt werden, um dies zu un-
terstützen. So weit man überhaupt einen Ausgabebedarf auf der Ebene der EU
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ökonomisch begründen kann oder unter politischen Gesichtspunkten einfach
unterstellen muss, erscheint die Umwidmung der bestehenden Agrar- und
Regionalfonds in die im Sapir-Report vorgeschlagenen Fonds für Wachstum,
Restrukturierung und Konvergenz richtungsweisend.

- Die Mitgliedsstaaten müssen sich ihren langfristigen Handlungsspielraum er-
halten. Die Frage ist, ob ein europäischer Stabilitäts- und Wachstumspakt hier
hilfreich sein kann. EU-Mitgliedsländer wie Deutschland sollten ein Eigen-
interesse daran haben, die Nachhaltigkeitslücke zu schließen. Schon heute
werden 40 Prozent des Bundeshaushalts von Zuschüssen für die Renten-
versicherung und von Zinszahlungen für die verbriefte Staatsverschuldung
aufgezehrt. Die derzeitige 3-Prozent-Grenze für die Staatsverschuldung ist
gemessen an diesem Anpassungsbedarf eher großzügig als zu restriktiv. Bedarf
an großzügigerer Interpretation besteht also kaum.

— In den neuen Mitgliedsstaaten und in den Ländern, die als nächste der EU
beitreten - Bulgarien und Rumänien — bzw. vor Beitrittsverhandlungen stehen
— die Türkei und eventuell Kroatien — müssen die institutionellen Reformen
weiter vorangetrieben werden. Für das europäische Projekt könnten sich sonst
bei zunehmender Heterogenität der Mitgliedsländer erhebliche Spannungen
ergeben. Die Beispiele der Slowakei und Kroatiens zeigen, dass auch bei den
institutionellen Rahmenbedingungen innerhalb kurzer Zeit signifikante Fort-
schritte gemacht werden können. Allerdings trifft dies eher auf die legislativen
als auf die administrativen und judikativen Institutionen zu.

Die Frage nach Dynamik oder Stillstand kann somit nicht abschließend beant-
wortet werden. Die Antwort hängt vor allem davon ab, ob die drei kontinentalen
Kernländer der EU — Deutschland, Italien und Frankreich — ihre Wachstums-
bremsen lösen können. Die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Mitglieds-
ländern ist dagegen dynamisch, sie kann aufgrund des relativ geringen Gewichts
dieser Länder jedoch wenig an der Wachstumsschwäche des europäischen Wirt-
schaftsraums ändern. Zudem müssen institutionelle Reformen in diesen Ländern
weiter vorangetrieben werden, damit eine immer heterogenere EU nicht an ihren
immer ehrgeizigeren Zielen scheitert.

Summary

Since the 1980s, the EU is falling back in terms of per-capita income relative
to the US. This paper analyses the chances for achieving a more dynamic eco-
nomic development in the EU on the basis of the Lisbon strategy, the plans
outlined in the Sapir report, and institutional development in the new meniber
states. The conclusions are rather pessimistic. The Lisbon strategy is burdened
by an overloaded agenda, poor coordination and conflicting priorities instead of
a concentration on increasing productivity, the restructuring of the EU budget
as envisaged by the Sapir report is not likely to be implemented, fiscal policy is
not directed to meeting the demographic challenge, and, fmally, the long-run
growth prospects of new member states crucially depend on further institutional
reforms, especially with respect to administrative and judicial institutions.
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